
 
 

Reglement 
 

Gemäss Standesordnung FMH vom I . Juli 1997 Art. 43 Abs. 3 

Gemäss Statuten der Ärztegesellschaft Schwyz Art. 29 

Über die Zusammensetzung und die Tätigkeit der Standeskommission, das Verfahren vor der 

Standeskommission. 

 

Art. 1 Zusammensetzung und Entschädigung  

Die Standeskommission der Ärztegesellschaft des Kantons Schwyz setzt sich aus drei Mitgliedern und 
drei Ersatzmitgliedern beiderlei Geschlechts zusammen. Für die Beschlussfähigkeit ist die 
Anwesenheit von drei Mitgliedern erforderlich. Die Standeskommission konstituiert sich unter 
Vorbehalt der Statuten selbst. Die Kommission kann einen juristischen Berater zuziehen. Über die 
Verhandlungen ist ein Protokoll zu führen. 
Bei der Abklärung eines sexuellen Missbrauchs im Rahmen einer ärztlichen Tätigkeit muss mindestens 
eine Ärztin mitwirken. 

 

Art. 2 Wahlen 

Die Wahl der Mitglieder der Standeskommission und des Präsidenten erfolgt durch die 

Mitgliederversammlung der Ärztegesellschaft (Art. 16 a der Statuten) auf 4 Jahre. 

 

Art. 3 Zuständigkeit 

Die Standeskommission ist in erster Instanz zuständig bei Streitigkeiten unter Mitgliedern und für die 
Beurteilung von Verfehlungen einzelner Mitglieder gegenüber: 
- der Standesordnung der FMH und kantonalen Ergänzungen  
- den Statuten sowie Beschlüssen der Verbindung Schweizer Ärzte und der kantonalen  

Ärztegesellschaft  
- den Beschlüssen der Schweizerischen Ärztekammer oder anderer ärztlicher Gruppierungen. 

 

Art. 4 Gliederung des Verfahrens  

Das erstinstanzliche Verfahren ist in der Regel zweistufig gegliedert, wonach dem 
Entscheidungsverfahren ein Schlichtungsverfahren vorgestellt ist. Die Bezeichnung und 
organisatorische Ausgestaltung der Schlichtungsstelle obliegt der Basisorganisation.  

 

Art. 5 Ausstand und Ablehnung  

Ein Mitglied der Standeskommission hat in den Ausstand zu treten, wenn es: 
a. Mit einer Partie verwandt oder verschwägert ist. 
b. Am Ausgang des Verfahrens ein persönliches Interesse hat. 
 
Ein Mitglied der Standeskommission kann abgelehnt werden, wenn: 
- Ein Ausstandsgrund gemäss Ziffer a oder b vorstehend vorhanden ist.  
- Es aufgrund hinreichender Tatsachen als befangen erscheint. 
 
Über den Ausstand oder die Ablehnung entscheidet die Standeskommission. Bei begründetem 
Ausstand oder Ablehnung wird ein Ersatzmitglied durch den Präsidenten oder seinen Stellvertreter 
bestimmt (Statuten Art. 27). 

 



 
 

Art. 6 Anzeigen, Klagen 

Verstösse können vom Vorstand der Ärztegesellschaft, von Mitgliedern oder Dritten bei der 
Standeskommission angezeigt werden. Die Anzeiger oder andere Personen können nur dann als 
Partei auftreten, wenn sie ein eigenes schutzwürdiges Interesse am Ausgang des Verfahrens haben 
und wenn sie Mitglied der FMH sind (Art. 45 Standesordnung FMH). Der Vorstand der 
Ärztegesellschaft kann ebenfalls als Partei auftreten. 
 
Es wird vermutet, dass der Anzeiger oder der Kläger den angezeigten bzw. beklagten Arzt gegenüber 
der jeweils zuständigen Instanz für die ganze Prozessdauer, das heisst vom Schlichtungsverfahren bis 
zur Rechtskraft des Endentscheides vom Berufsgeheimnis entbindet. Die Standeskommission der 
Basisorganisation macht den Anzeiger oder den Kläger darauf aufmerksam. 
 
Bei Anzeigen von Dritten wird die Standeskommission von Amtes wegen tätig. Der Präsident 
übernimmt die Instruktion der klagenden Partei. Die Art. 7ff werden analog angewandt. 

 

Art. 7 Patienten bei Verletzung der Menschenwürde oder bei Missbrauchs eines sich aus der  

           ärztlichen Tätigkeit ergebenden Abhängigkeitsverhältnisses   

1 Die Parteirechte der betroffenen Patienten gelten auch für allfällige andere Vorhalte im gleichen 
Verfahren, soweit durch die behauptete Verletzung der Menschenwürde oder den behaupteten 
Missbrauch eines sich aus der ärztlichen Tätigkeit ergebenden Abhängigkeitsverhältnisses andere 
standesrechtlich geschützte Rechte des betreffenden Patienten betroffen sein können. Es wird nur 
ein Verfahren geführt.  

2 Bei einem Verfahren wegen Verletzung der Menschenwürde oder wegen Missbrauchs eines sich aus 
der ärztlichen Tätigkeit ergebenden Abhängigkeitsverhältnisses gemäss Art. 45 Abs. 2 lit. b StaO 
müssen beide Geschlechter in der Standeskommission vertreten sein.  

 

Art. 8 Verjährung  

1 Die Verjährung richtet sich nach der Standesordnung.  
2 Mit der Eingabe einer Anzeige oder einer Klage für die Hauptverfahren wird die Verjährung bis zum 

Eintritt der Rechtskraft eines Endentscheids unterbrochen.   
 

Art. 9 Verfahren 

Klagen sind schriftlich begründet und mit Beweismittelangabe dem Präsidenten der 
Standeskommission einzureichen unter gleichzeitiger Geltendmachung von Ablehnungsgründen. 
Der Präsident prüft die Zuständigkeit und übermittelt die Akten zur Stellungnahme an die beklagte 
Partei mit Ansetzung einer 30-tägigen Frist für die Einreichung der Klageantwort. 
 
Nach Eingang der Klageantwort lädt der Präsident die Parteien zu einer Vermittlungsverhandlung 
ein, wenn es sich um Streitigkeiten unter Mitgliedern oder zwischen Patienten und Mitgliedern 
handelt. Ist eine Vermittlung nicht möglich, nimmt das Verfahren seinen Fortgang. Der Präsident lädt 
die Mitglieder der Standeskommission bzw. Ersatzmänner oder Ersatzfrauen zu einer ersten 
Verhandlung ein. Der Beklagte kann sich durch einen Rechtsvertreter vertreten lassen, muss aber bei 
den mündlichen Verhandlungen persönlich anwesend sein. 
 
Die Kommission entscheidet nach Beurteilung allfälliger Ablehnungsbegehren, ob ein weiterer 
Rechtschriftenwechsel stattfinden soll oder nicht. 
Bestreitet die beklagte Partei die sachliche oder die örtliche Zuständigkeit der 
Standeskommission, besteht die Möglichkeit, in einem Zwischenverfahren diesen Punkt durch 
einen Entscheid des Schweizerischen ärztlichen Ehrenrates beurteilen zu lassen. 
 
 



 
 

Die Standeskommission kann sich nach Eingang der Klage für nicht zuständig erklären. 
Vorgänge die bereits Gegenstand gerichtlicher Untersuchung sind, können nicht mehr von der 
Standeskommission behandelt werden. 
 
Bereits vor der Standeskommission hängige Verfahren können bis nach Abschluss des 
Gerichtsverfahrens sistiert oder aufgehoben werden. 
 
Bei offensichtlicher Unzuständigkeit der Standeskommission oder offensichtlich fehlender 
Legitimation kann der Entscheid durch den zuständigen juristischen Sekretär namens der 
Standeskommission direkt getroffen werden. 
 

 

Art. 10 Verfahrenssprache  

Das Verfahren wird in einer den Amtssprachen (Deutsch, Französisch oder Italienisch) geführt.  

Die Verfahrenssprache wird durch die jeweilige Basisorganisation festgelegt und bleibt auch vor der 
zweiten Instanz gleich.   

 

Art. 11 Rechtsvertreter   

Die Parteien können sich, durch einen Rechtsanwalt vertreten lassen; eine entsprechende Vollmacht 
ist zu den Akten zu geben. Solange die Partei die Vollmacht nicht widerruft, erfolgen die Mitteilungen 
und Verfügungen der Standeskommission rechtsgültig an den Vertreter. Die Mitglieder der 
Standeskommission und der juristische Sekretär bzw. Protokollführer sind verpflichtet, über 
Tatsachen, die ihnen bei der Ausübung ihrer Funktion zur Kenntnis gelangen, Verschwiegenheit zu 
bewahren. 

 

Art. 12 Unabhängigkeit und Verschwiegenheit  

Bei der Ausübung ihrer Tätigkeit sind die Mitglieder der Standeskommission und der Protokollführer 
unabhängig und nur den von den zuständigen Organen erlassenen Vorschriften unterworfen.   

 

Art. 13 Feststellung des Sachverhaltes  

Die Standeskommission stellt den rechtserheblichen Sachverhalt von Amtes wegen fest und bedient 
sich der folgenden Beweismittel:   

a. Urkunden  

b. Auskünfte der Parteien  

c. Auskünfte oder Zeugnis von Drittpersonen  

d. Augenschein  

e. Gutachten von Sachverständigen  

Die Parteien sind verpflichtet, an der Feststellung des Sachverhaltes mitzuwirken. Die unberechtigte 
Verweigerung der Mitwirkung im Beweisverfahren wird frei gewürdigt.  

 

Art. 14 Beweisführung 

Nach Beendigung des Rechtschriftenwechsels ordnet die Standeskommission die Beweisführung an. 
Sie ist dabei an die Anträge der Parteien nicht gebunden. Sie kann von sich aus weitere 
Beweismassnahmen verfügen und im Interesse der Urteilsfindung das Tatsachenmaterial ergänzen. 
Mitglieder der Ärztegesellschaft sind verpflichtet auf Vorladung zur persönlichen Befragung, sowie als 



 
 

Zeugen oder Sachverständige zu erscheinen. Sie haben gemäss den Bestimmungen der 
Zivilprozessordnung auszusagen und Urkunden zu edieren. 

 

Art. 15 Akteneinsicht  

Die Parteien haben Anspruch auf Akteneinsicht.  
 

Art. 16 Rechtliches Gehör, Öffentlichkeit und Arztgeheimnis  

1 Die Parteien haben Anspruch auf rechtliches Gehör.   

2 Die Verhandlungen sind nicht öffentlich.  

3 Das Berufsgeheimnis ist zu wahren.  
 

Art. 17 Fristen I Abwesenheitsverfahren 

Die Erstreckung von Fristen auf begründetes Ansuchen einer Partei ist Sache des Präsidenten der 
Standeskommission. Wird von einer Partei eine angesetzte Frist nicht eingehalten oder leistet eine 
Partei der Aufforderung zum Erscheinen vor der Standeskommission keine Folge, so nimmt das 
Verfahren seinen Fortgang. 

 

Art. 18 Urteilsfindung 

Nach abgeschlossenem Beweisverfahren soll den Parteien Gelegenheit gegeben werden, ihren 
Standpunkt vor der Kommission mündlich und persönlich zu vertreten. Hierauf fällt die 
Standeskommission in Abwesenheit der Parteien das Urteil. Dieses enthält im Dispositiv den 
Wahrspruch, die ausgesprochenen Strafen und den Kostenentscheid. Das Urteil ist kurz zu begründen. 
Die Kommission kann eine juristische Beratung hinzuziehen. 

 

Art. 19 Strafen 

Als Sanktionen können ausgesprochen werden: 
1. Verweis 
2. Busse bis Fr. 50 000.00 
3. Veröffentlichung in Publikationsorganen der Kantonalen Gesellschaft bzw. der FMH oder  
    Mitteilung an die Mitglieder der Ärztegesellschaft 
4. Ausschluss aus der Ärztegesellschaft des Kantons Schwyz 
5. Mitteilung an die Sanitätsdirektion des Kantons Schwyz 
Die einzelnen Sanktionen können miteinander verbunden werden. 

 

Art. 20 Kosten 

Die Kosten des Verfahrens sind der Partei gegen die eine Sanktion ausgesprochen wird, aufzuerlegen. 
Bei nur teilweisem Zuspruch gestellter Begehren soll eine verhältnismässige Verteilung der Kosten 
auf die Parteien stattfinden. 
Parteientschädigungen werden nicht zugesprochen. Bei mutwilligen Klagen können die Verfahrens- 
und Parteikosten der Klägerschaft auferlegt werden. 

 

Art. 21 Berufung 

Gegen den Entscheid der Standeskommission ist innert 30 Tagen Berufung an den Schweizerischen 
ärztlichen Ehrenrat zulässig. Die Berufung ist schriftlich zu erklären und zu begründen, mit 
gleichzeitiger Kopie an den Präsidenten der kantonalen Standeskommission. 



 
 

Gegen Entscheide, welche einen Verweis oder eine Busse bis Fr. 1000.00 aussprechen oder welche 
im Zusammenhang mit dem Notfalldienst gefällt werden, kann beim Schweizerischen ärztlichen 
Ehrenrat lediglich wegen Willkür oder Verletzung klaren Rechts Beschwerde geführt werden (Art. 48 
Standesordnung FMH).  
=> Siehe Reglement der Standeskommission der FMH (SK FMH) 

 

Art. 22 Vollstreckung 

Bussen, welche innert der im Entscheid festgesetzten Frist nicht bezahlt sind, werden auf dem 
Rechtsweg durch den Vorstand geltend gemacht. Über die Verwendung der Bussen entscheidet auf 
Antrag der Standeskommission der kantonale Vorstand. 

 

Art. 23 Übergangs- und Schlussbestimmungen 

Durch das vorliegende Reglement werden alle widersprechenden Erlasse, insbesondere die kantonale 
Standesordnung, datiert vom Oktober 1999 und das Reglement für das Ehrenratverfahren 
aufgehoben. 
 
Es gelten die Standesordnung der FMH, die Richtlinien „Information und Werbung" der FMH ergänzt 
durch die Kantonalen Werberichtlinien. Zudem gelten die Statuten der Ärztegesellschaft. Auf 
laufende Verfahren ist dieses Reglement nicht anzuwenden. 
 
 
 
Schwyz, 30.10.2018      Standeskommission des Kantons Schwyz 
 
 

Der Präsident: Dr. med. Roger Schlüchter 
 
 
 

Dieses Reglement wurde von der Generalversammlung am 29.11.2018 angenommen. 
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